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Cacerolazo in New York
Proteste bei Cristinas UNO-Auftritt / Streit mit Währungsfonds
Cristina präsentierte eine Broschüre zum Malwinen-Konflikt. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Das Geräusch von klapperndem Kochgeschirr dürfte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner von den jüngsten “Cacerolazos” im eigenen Land noch gut im Ohr sein. Nun wurde die argentinische Staatschefin auch im fernen New York mit dieser Form des Protestes gegen ihre Politik konfrontiert. Hunderte unzufriedener Argentinier versammelten sich am Dienstag in der US-Metropole vor dem Hotel „Mandarin“, wo Cristina anlässlich der 67. UNO-Generalversammlung logierte.
Auf Plakaten und in Sprechchören warfen sie Kirchner vor, Argentinien zu ruinieren und die Grundrechte der Bürger einzuschränken. Sie beklagten Korruption, die zunehmende Kriminalität sowie die Devisengängelungen. Cristina wich den Demonstranten aus, indem sie einen Seiteneingang wählte, um ins Hotel zu gelangen.
Dass die Präsidentin Kritik nicht gerne hört, wurde auch bei ihrer Rede in der Generaldebatte der Vereinten Nationen deutlich. Bei dieser ging Kirchner in scharfer Form auf die jüngsten Äußerungen von Christine Lagarde ein. Die Chefin des Weltwährungsfonds (IMF) hatte unlängst angekündigt, ein Ausschlussverfahren gegen Argentinien anstrengen zu wollen, sollte das Land nicht bis zum 17. Dezember die Qualität seiner offiziellen Statistiken verbessert haben. Lagarde sprach in Anlehnung an den Fußball von einer „Gelben Karte“ - einer letzten Verwarnung also, die einem möglichen Platzverweis durch die „Rote Karte“ vorausgehe.
Cristina reagierte erbost: „Mein Land ist keine Fußballmannschaft, sondern eine souveräne Nation, die ihre Entscheidungen auf souveräne Weise fällt.“ Argentinien werde sich weder äußerem Druck noch Drohungen unterwerfen.
Kirchner griff aber dennoch den Vergleich mit dem Fußball auf und meinte, der Weltwährungsfonds könne viel vom Fußballweltverband FIFA lernen. Dessen Vorsitzender Joseph Blatter sei, was das Organisieren betreffe, deutlich erfolgreicher als die verschiedenen IMF-Chefs. Während die FIFA alle vier Jahre erfolgreich Weltmeisterschaften auf die Beine stelle, scheitere der Weltwährungsfonds seit den achtziger Jahren kontinuierlich daran, die Weltwirtschaft zu organisieren. Stattdessen habe es „Krise auf Krise“ gegeben, monierte Kirchner. Die gescholtene Lagarde wollte die Bemerkungen der argentinischen Präsidentin nicht kommentieren.
Auch bei ihrer diesjährigen Rede vor der UNO-Vollversammlung ließ Kirchner das Thema der Malwinen-Inseln nicht aus. Einmal mehr forderte sie Großbritannien auf, in Verhandlungen zu den Hoheitsrechten über die abgelegene Inselgruppe im Südatlantik zu treten. Dies sei schließlich auch so in UN-Beschlüssen gefordert worden. Die argentinische Präsidentin kritisierte, dass es bestimmten ständigen Mitgliedern des UN-Sicherheitsrates möglich sei, UN-Resolutionen zu verletzen. Eine klare Anspielung auf Großbritannien. Kirchner wies darauf hin, dass die britische „Besetzung“ der Inseln im kommenden Januar bereits 180 Jahre währen werde. Um für ihre Position zu werben, verteilte die argentinische Delegation in New York eine Infobroschüre, die den Titel „Die Malwinen-Frage“ trägt.
Für Aufmerksamkeit sorgte Cristina mit ihrer Ankündigung, auf den jüngsten Gesprächsvorschlag des Iran einzugehen. Die bilateralen Beziehungen sind seit Jahren gespannt. Argentinien vermutet die Hintermänner des blutigen Anschlags auf das jüdische Gemeindezentrum AMIA 1994 im Iran und hat Auslieferungsanträge gegen mehrere Verdächtige gestellt. Vor wenigen Tagen signalisierte Teheran nun erstmals Gesprächsbereitschaft. Cristina kündigte an, dass sich der argentinische Außenminister Héctor Timerman in den kommenden Tagen mit seinem iranischen Amtskollegen treffen werde.
Am Mittwoch diskutierte Cristina mit Studenten der Georgetown-Universität in Washington. Dabei kritisierte sie noch einmal Christine Lagarde und den Weltwährungsfonds. In Anlehnung an die Fußball-Metaphern sagte sie, der IMF sei ein „Schiedsrichter“, der die reicheren Länder bevorteile und insbesondere gegenüber Argentinien voreingenommen sei. Kirchner betonte, dass die Wirtschaftsdaten in ihrem Land durch die Statistikbehörde INDEC „wissenschaftlich und professionell“ erhoben würden. „Wenn wir tatsächlich eine Inflationsrate von 25 Prozent hätten, würden wir in der Luft explodieren.“ Cristina unterstrich, dass ihre Regierung keine Inflations-, sondern Wachstumspolitik betreibe. Vor den US-Studenten erläuterte sie die Umstände, die sie zu den scharfen Dollarrestriktionen veranlasst hätten: „Nach den USA ist Argentinien das Land mit dem höchsten Dollarbesitz pro Kopf. Argentinien druckt aber selbst keine Dollar, auch wenn es uns gefallen würde.“
Argentinien
Prozess wegen Spionage
Geheimdienstler und Journalisten angeklagt
Juan Bautista „Tata“ Yofre steht im Zentrum der Anschuldigungen.
Buenos Aires (AT/mc) – Es geht um den Vorwurf der Spionage: Auf der Anklagebank sitzen ehemalige Geheimdienstler, aber auch Journalisten, die sich in diesen Tagen vor Richterin Sandra Arroyo Salgado verantworten müssen. Sie sollen in den Jahren 2006 bis 2008 E-Mails von staatstragenden Politikern gehackt und deren Inhalt veröffentlicht haben. Auf der illustren Opferliste stehen Namen wie Cristina Fernández de Kirchner (als Senatorin und Präsidentin), Daniel Scioli (damals Vizepräsident), Jorge Taiana (Ex-Außenminister) oder Alberto Fernández (damals Kabinettschef).
Im Mittelpunkt der Anklage, für deren Vorbereitung die Justiz sechs Jahre lang ermittelt hat, steht Juan Bautista „Tata“ Yofre, der in den neunziger Jahren Chef des Geheimdienstes SIDE gewesen ist. Er gilt als Kopf der Bande, zu der auch die ehemaligen Geheimagenten Pablo Carpintero und Pablo Velázquez sowie der Chef des Internet-Portals „Seprin“, Héctor Alderete, gezählt werden. Sie sollen ihre auf illegale Weise erworbenen Informationen an Journalisten wie Carlos Pagni („La Nación“), Roberto García („Perfil“) und Edgar Mainhard („Urgente 24“) weitergegeben haben. Letztere hätten, so die Beschuldigung, um die dubiose Herkunft des Materials gewusst, es aber dennoch veröffentlicht. Die Anklage gegen die Redakteure lautet auf „Hehlerei“.
„Das Ziel war Beschaffung und Verkauf von Daten, Nachrichten und Informationen aus den Bereichen der Politik, der Wirtschaft und des Militärischen, die aus Gründen der Staatsräson hätten geheim bleiben sollen“, heißt es in der Anklage. Da sich die Beteiligten vor allem um Informationen bemüht hätten, die die höchsten Entscheidungsebenen des Staates betrafen, müsse die Anklage auf Spionage lauten, so Arroyo Salgado. Dies könne Haftstrafen von bis zu zehn Jahren nach sich ziehen.
Die Richterin verfügte im laufenden Verfahren nun schon einmal Zwangspfändungen: Gegen Yofre in Höhe von 500.000 Pesos, gegen Carpintero und Alderete 300.000 Pesos und gegen die Medienvertreter 200.000 Pesos. Auf die Anordnung von Untersuchungshaft wurde vorerst verzichtet, da sich die Beschuldigten bislang kooperativ gezeigt hätten. Ausnahme ist Velázquez, der sich nach Uruguay abgesetzt hat. Bislang verweigern die Behörden des Nachbarlandes die Auslieferung an die argentinische Justiz.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Gelder veruntreut?
Buenos Aires (AT/mc) - Alicia Kirchner, die Ministerin für soziale Entwicklung, ist derzeit in Erklärungsnot. Wie kommt es, dass ein 42-jähriger Analphabet namens Hugo Blanco, der einst wegen versuchten Mordes im Knast saß und heute in einer Blechhütte in Quilmes wohnt, angeblich 2.100.000 Pesos vom Staat erhalten hat? Mit diesem und anderen Verdachtsfällen von Unregelmäßigkeiten bei Zahlungen für das Sozialprogramm „Argentinien arbeitet“ (Argentina Trabaja) ist die Schwägerin von Präsidentin Cristina Kirchner derzeit konfrontiert. Laut wurden die Vorwürfe im TV-Programm „Journalismus für alle“ von Jorge Lanata. Kirchner, in deren Verantwortungsbereich das Sozialprogramm fällt, sprach von „Verleumdung“, ging aber nicht direkt auf die Anschuldigungen ein. Nach Darstellung der Tageszeitung „Clarín“ hat der Bedürftige Blanco, der offiziell als „wichtiger Lieferant von Materialien“ geführt wird, das Geld gar nicht erhalten. Stattdessen sei der Betrag lediglich in seinem Namen abgezweigt worden. Die Sache wirft nach Darstellung der Zeitung auch ein schlechtes Licht auf Francisco Gutiérrez, den Bürgermeister von Quilmes. Mehrere Stadtratsmitglieder von Quilmes hätten bereits die Einrichtung eines Untersuchungsausschusses gefordert, heißt es. Es geht dabei nicht nur um den beschriebenen Fall. So hätten beispielsweise auch der Rentner Andrés Sersing und der Maurer Marcelo Valente je 5 Millionen Pesos erhalten – offiziell für Maßnahmen im Rahmen von „Argentinien arbeitet“. Auch hier gibt es den Verdacht, dass die Namen vorgeschoben sind und andere im großen Stil kassiert haben.
Peronistische Opposition
Sie sind Peronisten und sie eint die Ablehnung gegen die (ebenfalls peronistische) Nationalregierung: Am Mittwoch kam es anlässlich des Todestages des vor 39 Jahren ermordeten Gewerkschafters José Ignacio Rucci vor dem Gerichtsgebäude „Comodoro Py“ zum großen Stelldichein derjenigen Oppositionspolitiker, die sich auf Juan Domingo Perón berufen: Gewerkschaftsboss Hugo Moyano, Cór- dobas Gouverneur José Manuel De la Sota, Ex-Präsident Adolfo Rodríguez Saá und der Abgeordnete Francisco De Narváez waren zugegen, um mit den Kindern des Ermordeten, Claudio und Aníbal Rucci, die Wiederaufnahme des Gerichtsverfahrens zur Klärung der Ereignisse von 1973 zu fordern. Sie werfen der Regierung vor, die Untersuchungen bewusst zu unterbinden. Ihrer Meinung nach handelt es sich um ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit, das nicht verjähre. „Alle Welt weiß, wer Rucci umgebracht hat. In diesem Land fehlt es an Freiheit. Alle leben unter Druck“, so Moyano. José Ignacio Rucci war Vorsitzender des Gewerkschaftsverbandes CGT und ein enger Mitstreiter Peróns. Er wurde am 25. September 1973 vor seinem Haus im Buenos-Aires-Stadtteil Flores mit 23 Schüssen getötet. Zwei Jahre später bekannte sich die linksperonistische Guerrilla-Organisation „Montoneros“ zu der Tat. Es war Rache für das „Massaker von Ezeiza“, bei dem Rechtsperonisten auf Linksperonisten geschossen hatten.
Regierung vs. „Clarín“
Die Feindseligkeiten zwischen der Nationalregierung und der mächtigen Mediengruppe „Clarín“ sind in eine neue Runde gegangen. So kündigte die Regierung am Wochenende in öffentlichen Werbespots an, dass sie am 7. Dezember zahlreiche Sendelizenzen der „Clarín“-Gruppe einkassieren werde. Die Ankündigung wurde während der Sport- sendungen „Fußball für alle“ und „Automobilsport für alle“ gesendet. Für die Regierung stellt die „Clarín“-Gruppe ein Monopol dar, dessen Umfang mit dem neuen Mediengesetz nicht vereinbar sei. Wenn bis zum 7. Dezember keine freiwillige Reduzierung erfolge, sehe sich der Staat gezwungen, die Frequenzen, die das erlaubte Quantum überschreiten, mittels öffentlicher Ausschreibungen neu zu vergeben. Für die „Clarín“-Gruppe ist das Vorgehen der Regierung illegal. Sie verweist auf eine Verfügung des Obersten Gerichtshofs vom vorigen Mai, die eine Aussetzung der beabsichtigten Maßnahme vorsieht, bis ein endgültiges Urteil gefällt ist. Die „Clarín“-Gruppe sieht die Gefahr einer Monopolbildung im Medienbereich aus einer ganz anderen Richtung kommen: Ihrer Meinung nach hingen rund 80 Prozent der TV-Sender direkt oder indirekt von der Regierung ab. So seien denn die Sender der „Clarín“-Gruppe („Canal 13“, „TN“) die einzigen gewesen, die in angemessenem Umfang über die jüngsten Massenproteste gegen die Präsidentin berichtet hätten.
Kommissar erschießt Räuber
Tödliches Ende eines Überfalls. Zwei Räuber kamen am Freitag der Vorwoche bei dem Versuch ums Leben, dem Polizeikommissar Claudio Tapia 10.000 Pesos zu entwenden. Dieser hatte das Geld bei seiner Bank im Buenos-Aires-Stadtteil Boedo abgehoben und war damit nach Caballito gefahren, wohin ihm drei Banditen folgten. Da Tapia in Zivil gekleidet war, ahnten sie offenbar nicht, dass es sich um einen Polizisten handelte. Doch als einer der Ganoven Tapia auf offener Straße mit einem Revolver bedrohte, zog auch dieser seine Waffe und wehrte sich. Es kam zu einem Schusswechsel, in dessen Folge einer der Gangster gleich am Tatort starb. Ein Komplize, der entkommen konnte, erlag später seinen Verletzungen. Er wurde auf einem Feldstück nahe der Autobahn „25 de Mayo“ in Flores tot aufgefunden. Derzeit fahndet die Polizei noch nach einem dritten Mann, der vermutlich in einem Peugeot 206 flüchtete.
Cacerolazo für Moreno
„Cacerolazo“ vor der Haustür von Guillermo Moreno. Rund 30 Personen versammelten sich am Mittwochabend am Haus des mächtigen Staatssekretärs für Binnenwirtschaft in der Straße „Salta“ (Buenos Aires). Sie schlugen auf Kochtöpfe und skandierten, Moreno schädige das Volk. Der Staatssekretär gilt als einer der Hauptverantwortlichen für die gegenwärtigen Importrestriktionen der Regierung. Moreno kommentierte die Proteste mit der ihm eigenen Deftigkeit: „Die Demonstranten können sich ihr Kochgeschirr in den Hintern schieben.“ (AT/mc)
Meinung
De la Sota als Kandidat
Im denkbar vorzeitigen Geplänkel über mögliche Kandidaten für die Nachfolge der Präsidentin Cristina Kirchner Ende 2015 hat sich im Regierungslager bisher öffentlich nur Gouverneur Daniel Scioli von der Provinz Buenos Aires gemeldet, allerdings unter der Auflage, dass die Staatschefin sich nicht für ihre eigene Wiederwahl meldet, in welchem Fall er sie unterstützen würde. Dieses Kandidaturbekenntnis hat Scioli nicht widerrufen, obwohl die Beziehungen der Provinz mit der Nationalregierung zeitweise sehr angespannt waren.
Der zweite mögliche Kandidat ist José Manuel de la Sota, Gouverneur von Córdoba, der seine Absicht zwar nicht öffentlich mitteilt, sie aber unterschwellig aufbaut, indem er konkrete Positionen einnimmt, die ihm Unabhängigkeit von der nationalen Exekutive sichern. Im Vorjahr ließ er es nicht zu, dass die Präsidentin die Parlamentskandidaten der Regierungspartei in Córdoba bestimmte, welche Einstellung De la Sota auch für nächstes Jahr in Aussicht stellte, da die Kandidaten für die Parlamentswahl nominiert werden müssen. Diese Wahlen werden feststellen, ob es der Präsidentin gelingt, die Zweidrittelmehrheit für die Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung zwecks ihrer Wiederwahl in Folge zu erringen. De la Sota ist offensichtlich ebenso wie Scioli daran interessiert, dass es nicht zu dieser Mehrheit im nationalen Kongress kommt. In der Folge wäre der Weg frei für die Aufstellung der Präsidentschaftskandidatur der Justizialistischen Partei, die bekanntlich maßgebend in der Koalition, genannt Front für den Sieg, ist, mit der die Regierung die Wahlen bestreitet. Randparteien in dieser Koalition sind in der Praxis unbedeutend, wenn es darum geht, Kandidaten aufzustellen.
De la Sota verwaltet die Provinz Córdoba, immerhin die dritt- oder viertwichtigste in Argentinien nach Buenos Aires Provinz und Stadt und etwa gleich wert wie Santa Fe, wo die Sozialisten regieren. Der Gouverneur streitet sich derzeit mit der Nationalregierung, die er für über eine Milliarde Pesos beim Obersten Gerichtshof verklagt, damit die Nationalregierung eine Subvention für die Rentenkasse der Provinz bezahlt. Da sie dies verweigert, weil die Kasse den Rentnern 82 Prozent des letzten Gehalts auszahlt, muss der Oberste Gerichtshof gelegentlich entscheiden, derweil Córdoba die Abtretung von 15 Prozent der Provinzbeteiligung an den Bundessteuern widerrufen hat, die seinerzeit anlässlich der Zulassung privater Rentenkassen (AFJP) als Ausgleich für ausfallende Rentenbeiträge an die Nationalregierung vereinbart wurde. Andere Gouverneure schließen sich dem Vorbild Córdobas an. All das ändert freilich nichts an der Verteilung der Bundessteuern, bis der Rechtsfall geklärt ist. Für De la Sota bedeutet der Konflikt Dauerpropaganda für seine mögliche Kandidatur.
Kandidaten werden indessen in Primärwahlen gekürt. In der Justizialistischen Partei ist es nur einmal passiert, dass solche Wahlen die Kandidatur entschieden haben, nämlich im Juli 1988, als Carlos Saúl Menem den damaligen Gouverneur von Buenos Aires und Parteivorsitzenden Antonio Cafiero schlug. De la Sota war sein Kandidat für die Vizepräsidentschaft. Ansonsten entscheidet das höchste Gremium der Partei, wer ihr Kandidat sein wird. Hierfür liegen somit derzeit Scioli und De la Sota im Rennen. Andere Anwärter dürften sich bis 2015 auch melden, immer vorausgesetzt, dass keine verfassunggebende Versammlung anders entscheidet und der Präsidentin ihre Wiederwahl in Folge gestattet. De la Sota baut inzwischen seinen Anspruch in der Öffentlichkeit auf, indem er einen eigenen Kurs einschlägt und sich mit anderen Politikern öffentlich sehen lässt, die nicht zur Regierungsmannschaft gehören.
Meinung
Mauerreste im Kopf
Von Lara Falkenberg
23 Jahre nach dem Mauerfall kennt eine ganze Generation die Teilung Deutschlands nur noch aus Erzählungen. Bedeutet das, die Teilung existiert in den Köpfen der jungen Erwachsenen nicht mehr? Unterscheiden sie noch zwischen „Ossis“ und „Wessis“ oder gibt es mittlerweile wirklich nur noch ein Deutschland? Wie weit ist die Einheit Deutschlands für diese Generation vorangeschritten?
Da ich 1989 als „Kind des Mauerfalls“ geboren bin, habe ich die echte Mauer nie gesehen. Dennoch habe ich die Mauerreste in den Köpfen der Menschen erlebt. Denn ich gehöre zu den gerade mal vier Prozent der westdeutschen Studienanfänger, die sich 2008 dazu entschlossen haben, in den neuen Bundesländern zu studieren. Bis zu dieser Entscheidung glaubte ich, dass es nach 18 Jahren deutscher Einheit keine Vorurteile zwischen „Ossis“ und „Wessis“ mehr gebe. Zumindest nicht für meine Generation, die im vereinten Deutschland aufgewachsen war und die DDR nur noch aus Erzählungen, dem Geschichtsunterricht oder den grellbunten DDR-Shows im Fernsehen kennt.
Mit der Entscheidung für Erfurt stellte ich fest, dass die Abwesenheit von Grenzbeamten und offen ausgesprochenen Vorurteilen noch keine Gleichstellung in den Köpfen oder gar wahre Gleichberechtigung bedeutet. Was ich für Vorurteilslosigkeit gehalten hatte, entpuppte sich als schlichte Ignoranz. 40 Jahre Leben mit unterschiedlichen Kulturen hinterlassen ihre Spuren, und in vielen Aspekten ist Deutschland immer noch ein Land mit zwei Gesellschaften. Das wurde für mich an Trabi-Witzen deutlich, an den Angeboten, mir regelmäßig Bananen zu schicken und an Formulierungen wie „die da drüben“. Hätte ich mich für ein Studium im Ausland entschieden, wäre ich wohl auf mehr Verständnis gestoßen, und obwohl Erfurt kaum drei Zugstunden von meinem Heimatort Würzburg entfernt lag, schien die Entfernung riesig. Zwar mit Augenzwinkern, doch nicht ohne Grund nennt sich eine Kampagne, die westdeutsche Schüler zur Aufnahme eines Studiums an ostdeutschen Hochschulen bewegen soll „Studieren in Fernost“.
Ganz offensichtlich ist der Weg zur Einheit immer noch weiter als gedacht. Die DDR existiert in den Köpfen fort. Für viele Menschen ist sie eine Erinnerung und Ort gelebten Lebens ebenso wie eine Projektionsfläche. Für andere dient sie als Schablone für Vorurteile. Das zeigt sich nicht nur mit humoristischem Unterton in „Ossi“-Witzen, sondern auf vielen Ebenen des gesellschaftlichen Lebens. Angefangen bei den niedrigen Zahlen derjenigen aus dem Westen, die im Osten studieren, bis hin zu der Unterrepräsentation von Ostdeutschen in deutschen Spitzenpositionen. Zwar sind mit Gauck und Merkel zwei Ostdeutsche an der politischen Spitze des Landes, aber wer in Merkels Kabinett blickt, findet unter den 15 Ministern keinen einzigen aus den neuen Bundesländern. Nur zwei der über 140 deutschen Botschafter im Ausland kommen aus dem Osten. Unter den mehr als 180 DAX-Vorständen, deren Herkunft bekannt ist, sind es ebenfalls nur zwei. Kein Mitglied des Bundesverfassungsgerichts ist ostdeutscher Herkunft. Weniger als drei Prozent der Direktoren von Max-Planck- und Leibniz-Instituten sind Ostdeutsche.
Warum hält sich dieses Ungleichgewicht auch nach 22 Jahren Einheit noch? Menschen neigen dazu, unter ihresgleichen zu bleiben. Man stellt lieber jemanden ein, der aus ähnlichen Verhältnissen kommt wie man selbst. Daher neigen gerade Eliten dazu, sich selbst abzuschotten. Da der richtige Habitus und hilfreiche Netzwerke immer noch entscheidende Einlasskriterien für Spitzenkarrieren sind, haben die Westdeutschen einen schwer einholbaren Vorsprung.
Doch Vorbehalte können abgebaut werden. Sie verhärten sich in dem Maß, in dem wir zusammenleben, aber keinen Kontakt haben. Und sie verlieren sich, sobald wir unser Gegenüber kennenlernen. Je besser wir den Alltag der anderen kennen, desto mehr bauen wir Vorurteile ab. Desto weniger treten wir Menschen mit einer Schablone entgegen und werden offener für unterschiedliche Biografien, für andere Erfahrungen und Hintergründe.
Meine Mauer ist vor vier Jahren gefallen. Nicht am 9. November 1989 bei Schabowskis Pressekonferenz. Sondern am 3. Oktober 2008 bei einer Zugfahrt mit vollgepackten Koffern nach Erfurt. Denn in diesem Moment tauchten auf meiner inneren Deutschlandkarte Städte auf, über die ich mir zuvor nie Gedanken gemacht hatte, und Deutschland wurde wirklich eins. Heute, nach drei Jahren Erfurter Studentenleben, erinnere ich mich kaum noch daran, welche Unterschiede mir anfangs auffielen. Wer von meinen Kommilitonen und Freunden “Ossi” oder “Wessi” ist, weiß ich meist nicht. Die Trabi-Witze, die man mir vor drei Jahren erzählt hat, habe ich vergessen. Nicht mal Stereotype fallen mir noch ein. Wie sollte es mir auch gelingen, all die unterschiedlichen Menschen, die ich dort kennengelernt habe, mit einem Stempel versehen in einen Karton zu stecken?
In einen Karton, der zudem viel zu klein geworden ist für die Fragen und Herausforderungen, die uns beschäftigen. Im Jahr 2012 leben wir in einem wiedervereinigten Land mitten in Europa. Viele Jugendliche verstehen sich als Europäer. Sie sorgen sich um globale Probleme. Wir lesen in unseren Schulbüchern vom Nationalsozialismus, dem Sozialismus, von Studentenprotesten und vom Mauerfall. Erlebt haben wir das alles nicht. Aber wir lernen, Fragen über die Vergangenheit zu stellen und versuchen, Lehren daraus zu ziehen. Für die Herausforderungen, die wir heute und morgen lösen müssen.
Lara Falkenberg studiert Staatswissenschaften an der Universität Erfurt
und macht derzeit ein Praktikum beim Argentinischen Tageblatt.
Hüben & Drüben
“Für die Zukunft arbeiten”
Auf dem 10. CAAL wurde auch über deutschsprachige Medien in Südamerika diskutiert
Von Nina Obeloer
Die Vertreter der Zeitungen (v.l.n.r.) Dr. Eckhard Kupfer, Dr. Roberto T. Alemann, Jan Päßler sowie Ralph Delaval, und der Moderator (stehend) Manfred Grashof. (Foto: Nina Obeloer)
Buenos Aires (AT) - Vom vergangenen Donnerstag bis Sonntag fand zum 10. Mal das Treffen der deutsch-österreichisch-schweizerischen Gemeinschaften Lateinamerikas - kurz “CAAL” (Encuentro de Comunidades de Habla Alemana en Latinoamérica) - statt, diesmal in Argentinien. Durch die vom Dachverband der deutsch-argentinischen Gemeinschaft FAAG organisierte Veranstaltung sollten die geschichtlichen Zusammenhänge der gemeinsamen Wurzeln in Europa thematisiert und eine kulturelle Zusammenarbeit aufrechterhalten werden. Vom 20. bis 23. September fanden in Buenos Aires, Olivos, Temperley und Villa Ballester diverse Vorträge und Diskussionen zu kulturellen wie geschichtlichen Themen der Gemeinschaft auf Spanisch, brasilianischem Portugiesisch und Deutsch statt. So berichtete Isabel Kessler beispielsweise über die Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft der Wolgadeutschen, Gisela Wachnitz stellte ein Schülerprojekt zur Ahnenforschung in Misiones vor und Dr. Eckhard Kupfer erläuterte geschichtliche Eckdaten zur Immi-gration von Deutschen nach Sao Paulo.
Begonnen hatte der Kongress mit zwei beachtenswerten Vorträgen von Dr. René Krüger über den “Argentinischen Volksfreund”, der 1895 bis 1960 erschien und nun mit Hilfe des Kulturerhaltungsprogramms des deutschen Auswärtigen Amtes digitalisiert wurde, und die publizistische Arbeit von Pastor Jakob Riffel (1893-1958) in Argentinien. Mit diesen spannenden Ausflügen in die Geschichte deutschsprachiger Publikationen wurde der Prämisse des Kongresses Leben verliehen, die Rudolf Hepe vom Organisationskomitee der FAAG in seinen Begrüßungsworten ausgesprochen hatte: “Wir wollen die Vergangenheit präsent haben, um für die Zukunft arbeiten zu können.”
Der anwesende Bürgermeister von Vicente López, Jorge Macri, lobte die Arbeit der Gemeinschaft und forderte ausdrücklich die Unterstützung des Kulturaustauschs zwischen Argentinien und anderen Ländern. Er halte es für besonders wichtig, “zu wissen, was in Argentinien passiert und was in den anderen Ländern passiert”.
Wachsende Bedeutung des Onlinebereichs
Eine der Zuhörerinnen war die Direktorin der Ungarischen Zeitung in Argentinien, Susana Kesserü de Haynal (mit Rudolf Hepe). (Foto: Manfred Engler)
Zum Ende des Donnerstagprogramms galt die Aufmerksamkeit ganz den deutschsprachigen Zeitungen in Südamerika - der “Brasil Post”, dem “Argentinischen Tageblatt”, dem “Wochenblatt” in Paraguay sowie dem “Cóndor” in Chile. Dr. Eckhard Kupfer von der “Brasil Post” in Sao Paulo erklärte, dass die Zeitung ein Minderheitenblatt sei und dass es “systematisch abwärts” gehe. Während es laut seiner Aussage 1846 noch 65 deutschsprachige Tageszeitungen in Brasilien gab, seien es heute lediglich noch zwei - eine Wochenzeitung sowie eine, die alle 15 Tage erscheint. Auch sei die Anzeigenakquise schwieriger geworden, da selbst deutschstämmige Unternehmen keine Marketingzukunft in den deutschen Zeitungen sehen. Dr. Roberto Alemann, der Direktor des “Argenti-nischen Tageblatts”, blickte auf die lange Geschichte der Zeitung in Argentinien zurück, wo sie im Jahr 1889 gegründet wurde. Seitdem erlebte sie viele Höhen und Tiefen: Aufgrund der ablehnenden Haltung gegenüber der im Großteil Europas herrschenden Monarchie erlebte sie einen Anzeigenboykott. Als die Zeitung gegenüber dem Nationalsozialismus in Deutschland eine klare Oppositionshaltung einnahm, folgten ein Brandanschlag auf die Druckerei sowie Angriffe auf Redakteure. Nach Kriegsende erreichte das Blatt jedoch viele neue Leser. Auch unter der Regierung von Juan Domingo Perón wurde das “Argentinische Tageblatt” kritisch betrachtet und wurde sogar für zwei Monate verboten. Seit der technischen Revolution mit Computern und Offsetdruck wurde der Mitarbeiter-stab stark abgebaut. Seit 1998 ist der argentinische Teil der Zeitung auch im Internet abrufbar, wo ihn mehrere tausend Besucher - die meisten im deutschsprachigen Raum Europas - abrufen. In diesem Jahr erhielt die Zeitung den Medienpreis der deutschen Stiftung Verbundenheit mit den Deutschen im Ausland. “Das Wochenblatt“ in Paraguay, für das Jan Päßler als Vertreter angereist war, existiert erst seit drei Jahren. Die Online-Zeitung entstand fast zeitgleich mit der Einstellung der “Aktuellen Rundschau” in Paraguay. Es informiert Leser, die kein Spanisch können oder nicht spanischsprachige Medien Wort für Wort übersetzen möchten, über Kultur, Politik und Geschichte. Der “Cóndor” in Chile wurde von Ralph Delaval vorgestellt: Die Zeitung entstand 1916 aus der Verschmelzung verschiedener kleinerer Blätter. Heute gibt es auch eine Online-Version.
Dann richtete sich der Blick in Richtung Zukunft der deutschsprachigen Medien in Südamerika. Auf die Frage, wie diese aussehe, erläuterte Dr. Roberto Alemann das grundlegende Problem des Leserschwunds, mit dem alle Zeitungen zu kämpfen haben: “Junge Leute, die die deutsche Sprache beherrschen, lesen keine Zeitung mehr.” Aufgrund dessen waren sich alle Experten einig: Die Onlineausgaben werden eine wachsende Bedeutung erhalten. Dr. Eckhard Kupfer schrieb den virtuellen Versionen vor allem in Brasilien aufgrund der Größe des Landes hohe Wichtigkeit zu, da so neue Abonnenten und Leser erschlossen werden könnten. Denn durch die langen Wege könne die gedruckte Zeitung nicht alle Regionen so schnell erreichen, wie die Informationen aktuell seien. Er fügte auch hinzu, dass eine Wochenzeitung nur überleben könne, wenn sie in die Tiefe gehe und analysiere.
Auf die letzte Frage, ob eine Zusammenarbeit der verschiedenen deutschsprachigen Medien in Südamerika denkbar sei, zeigten sich die anwesenden Vertreter durchweg offen und äußerten, dass sie sich eine Kollaboration, zum Beispiel in Form von Artikelaustauschen mit den jeweils anderen Zeitungen,
gut vorstellen könnten. Dabei müsse jedoch darauf geachtet werden, dass die Themen auch für den Leserkreis in den entsprechenden Regionen relevant seien.
Der Kongress wurde am Freitagmorgen im Stadtparlament offiziell eröffnet, ging am Samstag in Temperley weiter und klang am Sonntag in Villa Ballester aus. Das elfte CAAL-Treffen wird im kommenden Jahr in Sao Paulo stattfinden.
Ausflüge & Reisen
Die ewig unverdrossenen Schatzsucher
Von Marlú Kirbus
Erdaushübe in der alten Kirche von Loreto.
O doch, es gibt sie noch, die gläubigen, immer optimistischen Schatzsucher. In der alten Welt, nach Jahrhunderten von Okkupation durch die Römer und epischen Schlachten, finden Schatzsucher in ganz Kontinentaleuropa und sogar in England und Schottland immer wieder Horte von Goldmünzen und Fürstengräber mit wertvollen Beigaben.
Natürlich wurde Amerika entdeckt, weil die Europäer Edelmetalle, Gemmen und Spezereien suchten. Aber die Silbervorräte des Cerro Rico in Potosí sind längst erschöpft; was der Berg nur noch hergibt, ist Blei. Ansonsten scheint es, was das heutige argentinische Territorium betrifft, nirgendwo bedeutende vergrabene Schätze zu geben.
Doch Träumer, Schwärmer und Idealisten gibt es weiterhin jede Menge. Der beste Beweis dafür sind die Ruinen der Jesuiten-Missionen in der Provinz Misiones. Bekanntlich wurden die Jünger des San Ignacio de Loyola am spanischen Hof angefeindet, weil sie in ihren amerikanischen Standorten angeblich gewaltige Reichtümer angehäuft hatten. Das führte 1767 schließlich zur Verbannung der Jesuiten aus Amerika und dem sukzessiven Verfall der herrlichen Anlagen, die ihr Lebenswerk waren.
Bis heute hat sich bei vielen die Überzeugung erhalten, dass hier und dort noch Schätze verborgen sein müssten. Beispielsweise eben in den verlassenen Missionen in Argentinien, Paraguay und Brasilien. Allein in den beiden erstgenannten Ländern gibt es Ruinen von dreißig sogenannten Reduktionen. Genug, um von Reichtümern zu träumen. Und sie zu suchen.
Davon gibt es Zeugnisse, und man kann sie sehen. Innerhalb des Ruinenkomplexes von Loreto, etwa 55 Kilometer von der Provinzhauptstadt Posadas entfernt, sind im ehemaligen Hauptgebäude, also der Kirche, mehrere riesige Löcher im Boden, die vor nicht allzu langer Zeit ausgehoben wurden - von wem wohl? (Fünf Schritt rechts von der Kanzel, sieben Schritt zurück.) Nun, von Schatzsuchern, die einen sicheren Hinweis zu haben glaubten, wo die Patres ihre Pretiosen vergraben hatten, bevor sie von dannen zogen. Nicht jeder Tourist bekommt diese Kuhlen zu sehen, weil die normalen Führungen dort nicht vorbeigehen.
In Wahrheit lebten die Missionare ein oft entbehrungsreiches Dasein. Es gelang ihnen zwar dank ihrer Fachkenntnisse (viele waren Architekten, Baumeister, Schmiede usw.) in den Missionen alles herzustellen bis auf Glas und Papier, aber Gold und Silber? Fehlanzeige! Edelmetalle und Gemmen gab es zwar, aber nicht im Urwald.
Geblieben von all den Träumen und Schäumen sind die riesigen Erdlöcher im Halbdunkel der Ruinen, die nur selten jemand zu sehen bekommt.
Wirtschaft
Cristina Kirchner leugnet die Inflation
Die Präsidentin Cristina Kirchner hielt am Mittwoch einen Vortrag in der Universität Georgetown, nach dem einige Fragen von Studenten zugelassen wurden. Dabei tauchte sofort das Inflationsproblem und die falsche Statistik des INDEC über die Entwicklung der Konsumentenpreise auf. Sie bestätigte dabei diese offizielle Statistik, indem sie sagte, nur das Statistische Amt sei in der Lage, die zahlreichen Erhebungen durchzuführen, die für einen Index notwendig seien. Beiläufig wies sie dann die (privaten) Schätzungen von Preiszunahmen von etwa 25% mit dem Argument ab, “dass in diesem Fall das Land explodieren würde”. Indessen hat es ab 1945 viele Jahre mit einer Inflation von ca. 25% und sogar mehr gegeben, und die Gesellschaft hat sich damit abgefunden, wobei die Wirtschaft sogar gewachsen war. Die soziale Explosion trat erst bei Hyperinflation auf (Preiszunahmen von ca. 50% und mehr in einem Monat), wie sie jeweils im März der Jahre 1976, 1989 und 1990 aufgetreten ist.
CK gab jedoch unterschwellig zu, dass das INDEC es mit der Wahrheit nicht so ernst nimmt, indem sie konterte, dass die USA eine Jahresinflation von 2% aufwiesen, jedoch eine sehr hohe monetäre Expansion hätten, wobei sie darauf hinwies, dass infolgedessen die Preise viel mehr gestiegen seien. Sie forderte die Studenten auf, ihre Universitätsgebühren und die Preise der Flugtickets zu prüfen, die stark gestiegen seien. Indessen wird der US-Preisindex von Fachleuten eventuell in einigen Aspekten methodolgisch beanstandet, aber nicht wegen offener Fälschung der Berechnung, wie es in Argentinien der Fall ist. So etwas wäre in den Vereinigten Staaten einfach nicht möglich. Im August wies der Index der Konsumgüterpreise in den USA eine Zunahme von 0,6% aus, und in 12 Monaten zum August eine von 1,7%. Beiläufig wies CK darauf hin, dass der Dollar die weltweit meistverwendete Reservewährung sei, womit dann die Ausgabe von Dollarnoten sterilisiert wird. Damit hat sie im Grunde eine Erklärung für das Paradoxon der hohen Emission und der niedrigen Preiszunahme gegeben.
Fast gleichzeitig vertrat Axel Kiciloff, zweiter Mann im Wirtschaftsministerium (und faktisch erster) vor einer parlamentarischen Kommission in Bue-nos Aires die These, dass es keine direkte Beziehung zwischen monetärer Expansion und Preiszunahmen gebe. Die USA hätten die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) vervierfacht, die EU habe sie verdoppelt und Grossbritannien habe sie vervierfacht. ¿Besteht in diesen Ländern ein Inflationsrisiko?”, fragte Kiciloff, und antwortete: “Nein, es besteht ein Deflationsrisiko.”
Der Staatssekretär wies darauf hin, dass das monetäre Aggregat M2 (Banknoten in Händen des Publikums plus Giro- und Spardepositen) in Argentinien 20% des BIP ausmache. In Paraguay seien es 26%, in Brasilien 36%, in Bolivien 38%, in Chile 53%, in Mexiko 54%, in den USA 60% und in Südkorea 156%. Kiciloff meinte, in Argentinien müsse die Liquidität wieder hergestellt werden. In der Praxis bedeutet dies monetäre Expansion.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,71, um 0,32% über der Vorwoche und um 9,03% über Ende Dezember 2011. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 45,16 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12. bei $ 4,916, zum 31.03.13 bei $ 5,172 und zum 30.06.13 bei 5,457. Der Terminkurs per Ende September 2013 lag um 22,99% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten ca.$ 6,33 und bei Überweisungen ca. $ 6,54.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 0,26 %, und lag 1,28% über Ende 2011.
***
Par-Bonds in Pesos notierten zur Vorwoche 6,53% im Plus und lagen 2,78% über Ende 2011. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 7,44% und lagen um 4.04% über Ende 2011. Boden 2014 verloren 22,50% und gingen im Laufe dieses Jahres um 26,23% zurück. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 0,26% und lagen 5,63% im Plus, und Boden 2013 waren zur Vorwoche unverändert und verzeichnen einen Plus von 5,33% seit Jahresbeginn.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 176,88 (Vorwoche $ 176,52) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 252,69 (Vorwoche $ 252,17).
***
Am Donnerstag traf Präsidentin Cristina Kirchner in New York den CEO von ExxonMobil, Rex Tillerson, in Begleitung von YPF-Präsident Miguel Galuccio u.a. hohen Beamten. Dabei wurde über die Möglichkeit einer Zusammenarbeit zwischen YPF und der US-Firma bei der Ausbeutung nicht konventioneller Erdöl- und Galslager gesprochen, was sich konkret auf das Schiefergaslager Vaca Muerta, in Neuquén, bezieht. Es wurde vereinbart, eine weitere Zusammenkunft über die technischen und wirtschaftlichen Aspekte des Themas durchzuführen. Exxon hat zwei Gebiete von Vaca Muerta in Konzession erhalten, und verfügt über die Technologie, die in diesem Fall notwendig ist, die YPF nicht hat. Deshalb ist Galuccio an einer engeren Zusammenarbeit interessiert. Das Problem, das sich stellt, besteht darin, dass die notwendige Investition sehr hoch ist (es ist von u$s 10 Mrd und mehr die Rede), und Argentnien keine Garantien geben kann, dass ein Abkommen auch erfüllt wird. Ebenfalls wäre eine Risikogarantie der MIGA (Multilateral Investment Guarantee Agreement), die von der Weltbank abhängt und politische Risiken versichert, kaum möglich, solange der Konflikt mit der anderen Weltbankagentur ICSID nicht gelöst wird.
***
Im Haushaltsvoranschlag für 2013 ist die Zahlung von 25.000 Gerichtsurteilen zu Gunsten von Rentnern vorgesehen, die insgesamt $ 4,01 Mrd. ausmachen, 13% mehr als 2012. In den Gerichten, die sich mit Klagen wegen Pensionen und Hinterbliebenenrenten befassen, bestehen um die 500.000 Klagen, zu denen in diesem Jahr noch 80.000 hinzukommen dürften. Die Richter erster Instanz fällen pro Jahr um die 50.000 Urteile, so dass die Zahl der ungelösten Klagen auch dieses und nächstes Jahr stark zunehmen wird. Die meisten Klagen beziehen sich auf fehlerhafte Berechnungen der Renten. Das finanzielle Argument für die Hinausschiebung der Zahlungen, bei denen Urteile des Obersten Gerichshofs nicht beachtet werden (was für den verantwortlichen Beamten ein schweres Vergehen darstellt) ist nicht gültig, umso mehr als die ANSeS dem Schatzamt ständig Mittel überträgt, die aus Überschüssen und dem Gewinn des Sonderfonds stammen. Die Regierung ignoriert das Problem, statt zu versuchen, es durch ein Gesetz zu lösen, das Konliktfälle klärt, eventuell Zahlung mit Staatspapieren erlaubt, mit der Alternative von Barzahlungen mit Abschlag.
***
Wie verlautet, arbeitet die ZB-Leitung an einer Reform der Kreditreglementierung für Banken, durch die Reserven für Kreditrisiken verringert werden sollen. Die Banken sind gegenwärtig gezwungen, bei Krediten jeweils einen bestimten Betrag für Deckung der Risiken bei der ZB zu hinterlegen, die beim Geschäft bestehen. Per Ende November 2011 soll es sch dabei um insgesamt $ 29 Mrd. gehandelt haben. Eine Verringerung würde eine Erweiterung der Kreditfähigkeit der Banken zur Folge haben und monetär expansiv wirken.
***
Das Atomkraftwerk Atucha II, das Präsidentin Crstina Kirchner im Oktober 2011 eingeweiht hat, ist immer noch nicht fertig. Es wird voraussichtlich im Laufe des Jahres 2013 in Betrieb genommen werden. Als der Bau Ende 1980 beschlossen wurde, war mit einem Gesamtbetrag von u$s 1,1 Mrd. gerechnet worden. Bis 1995 waren jedoch schon u$s 2,1 Mrd. investiert worden, als der Bau stillgelegt wurde, weil es damals als Folge der Privatisierung der Kraftwerke Überschusskapazität für die Stromerzeugung gab. 2005 wurde der Bau fortgesetzt, wobei Planungsminister de Vido damals die restliche Investitionssumme auf u$s 450 Mio. veranschlagte. Ende 2009 gab die Regierung zu, dass es u$s 1 Mrd. sein würden, und 2010 waren schon rund u$s 2 Mrd. ab Wiederaufnahme der Arbeiten ausgegeben worden. 2011 erhöhte CK den Betrag auf u$s 2,4 Mrd., womit das Werk insgesamt u$s 4,5 Mrd. kosten würde, ohne Zinsen auf das von Staat beigesteuerte Kapital zu berücksichtigen. Atucha II hat eine Kapazität von 700 MW. Es war eine Fehlinvestition, da die Investition pro KW unverhältnismässig höher als bei anderen Kraftwerken liegt.
***
In 8 Monaten 2012 betrug die landesweite Milchproduktion 7.653 Mio. Liter, 6,9% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Das war eine direkte Folge der günstigen klimatischen Verhältnisse. Diese erhöhte Milchproduktion traf mit einem relativ niedrigen Preis für Trockenmilch auf dem Weltmarkt zusammen, wo dieses Jahr zwischen $ 3.100 und $ 3.400 pro Tonne gezahlt wurden, bei Produktionskosten, die bis zu $ 3.500 liegen. Bei einem etwas höheren Wechselkurs wäre auch dieses Problem gelöst. Bei dieser Marktsituation ist es für die Landwirte schwierig, eine Erhöhung des Preises von $ 1,55 pro Liter Milch zu erreichen. Sie weisen stets darauf hin, dass der gleiche Liter im Supermarkt über $ 7 kostet. Aber weder die Milchindstrie noch die Supermärkte weisen Gewinne aus, die auf eine überhöhte Marge hindeuten.
***
Die Arbeitsgenossenschaft “Cooperativa de Trabajo Indiel Ltda.”, die Nachfolgerin der ehemaligen US-Firma Prestolite Indiel, vereinbarte mit Ford die Lieferungen von Zubehörteilen. Wie Fabián Medina, der Genossenschaftsverwalter mitteilte, werden zur Zeit Wechselstromgeneratoren an Ford geliefert. In naher Zukunft sollen ebenfalls Anlassmotore hergestelt werden. Aktuell werden an beiden Produktionsorten, in La Matanza und der Provinz San Luis, insgesamt 530 Mitarbeiter beschäftigt. Alle erhalten seit April eine Subvention in Höhe von $ 800 vom Nationalinstitut für Sozialwirtschaft (INAES) und weitere $ 800 vom REPRO, dem Programm für produktive Rückgewinnung, welches vom Arbeitsministerium finanziert wird.
***
Die Zentralbank will die Eröffnung von Bankfilialen in entlegenen Ortschaften vorantreiben. Bislang galt das im vergangenen März festgelegte System, wonach für jede Eröffnung in den Gebieten 1 und 2, also jene Regionen mit der grössten Anzahl an Bankinstituten, eine weitere in den Gebieten 3 oder 4 erfolgen sollte. Seit vorletzter Woche wurden im Zusammenhang mit der Resolution A 5.355 die Bankenzonen von bislang 4 auf nunmehr 6 erweitert, aber auch ein neues Punktsystem für neue Filialen eingeführt.
***
Verschiedene Onlineportale führen bestimmte Transaktionen aus Argentinien nicht mehr durch. Die Massnahme wurde in den letzten Tagen stillschweigend getroffen. Dabei wurde die Regierung als die eigentliche Verantwortliche für diese Entscheidung genannt. Seitens der AFIP wird dagegen erklärt, dass Einkäufe über Internet “nicht verboten” seien, sondern lediglich ein Zuschlag von 15% als Vorauszahlung auf die Einkommen und Vermögensteuer erhoben wird. In den letzten Tagen hatten sich gewisse Transaktionen über die Portale ebay und Amazon, sowie die Operationen mit dem elektronischen Zahlungsmittel Payoneer besonders erschwert.
***
Das Segment von 10% der reichsten Bevölkerung hatte im 2. Quartal ein Monatseinkommen von durchschnittlich $ 16,625, 13,7 Mal so viel wie beim untersten Segment von 10%, wo das Durchschnittseinkommen bei $ 1.214 lag. Dies teilt das Statistische Amt (INDEC) mit. Hier werden jedoch Naturaleinkommen (aus eigenen Gemüse- und Obstgärten, eigener Hühnerzucht, Jagd und Fischfang u.a.) nicht berücksichtigt, und viele Gelegenheitseinkommen nicht erfasst.
***
Im Laufe des 2. Quartals 2012 gingen im privaten Bereich 72.780 legale Arbeitsplätze verloren. Dies ergibt sich aus den Zahlen der ANSeS über Beiträge zum Rentensystem, die dem INDEC als Grundlage dienen. Der leichte BIP-Rückgang des 2. Quartals hat sich sehr stark auf die Beschäftigung ausgewirkt. In der Bundeshauptstadt gingen in drei Monaten 13.388 Arbeitsplätze verloren, und in der Umgebung weitere 37.327. Insgesamt betrug die Zahl der legalen privaten Arbeitsplätze zum 30. Juni 6,24 Mio. Hinzu kommen dann noch die Schwarzarbeiter, die Unterbeschäftigten und die öffentlichen Angestellten. Der Staat schuf in seinen drei Stufen (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) im 2. Quartal 7.084 neue Arbeitsplätze, so dass es insgesamt leicht über 3 Mio. sind, ohne diejenigen einzuschliessen, die im Rahmen von Sozialplänen beschäftigt werden.
***
Die ZB hat am Dienstag Wechsel für $ 2,26 zugeteilt, wobei Wechsel für $ 2,55 Mrd. verfielen, so dass eine monetäre Expansion von $ 513 Mio. stattfand. Für Lebac lagen die Zinsen bei 98 Tagen bei 12,36% und bei 126 Tagen bei 12,80%. Bei längeren Fristen waren die Zinsen höher, bis zu 15,46% bei 539 Tagen.
***
Die Importe lagen in 8 Monaten 2012 mit u$s 45 Mrd. um 7% unter der gleichen Vorjahresperiode. Der Rückgang war bei Kapitalgütern, mit minus 18% auf u$s 7,40 Mrd. besonders ausgeprägt. Doch bei Zubehör- und Ersatzteilen von Maschinen und Anlagen, die u$s 9,08 Mrd. ausmachten (mehr als die Kapitalgüterimporte), betrug der Rückgang nur 5%. Bei Rohstoffen und Halbfabrikaten, die insgesamt u$s 13,15 Mrd. ausmachten, betrug die Verringerung 8%. Für Brenn- und Schmierstoffe wurden u$s 7 Mrd. aufgewendet, 2% mehr als im Vorjahr. Der Import von Konsumgütern machte u$s 4,60 Mrd. aus, 10% unter dem Vorjahr, und der von Kfz u$s 3,54 Mrd., 1% unter dem Vorjahr.
***
Die Betreiber von städtischen Omnibussen werden ab sofort mit monatlich insgesamt bis zu $ 1,362 Mrd. subventioniert. Für die im Bereich der Bundeshauptstadt operierenden Unternehmen soll es $ 965,1 Mio. im Monat geben. Die Unternehmen im Landesinnere erhalten $ 397 Mio. Sollten die Unternehmer mit diesen Beträgen nicht auskommen, so bleiben drei Auswege: eine Tariferhöhung, eine von der Gemeinde mitzutragenden Erhöhung der Subventionen, oder ein Verlustgeschäft für den Unternehmer. Ab kommenden Jahr steht es den Gemeindeverwaltungen ohnehin frei, über Tariferhöhungen unabhängig von der Zentralregierunge entscheiden zu können. Der Betrag der Subventionen für die städtischen Omnibusunternehmen wuchs in den letzten Jahren kontinuerlich: wurden ab der Einführung solcher Subventionen im September 2005 $ 210 Mio. im Monat ausgegeben, so erreicht dieser Betrag aktuell die Summe von $ 1,3 Mrd. Ausgegliedert tragen die Arbeitskosten mit 51,5% bei, während die Treibstoffkosten 15,% und die Imstandhaltung der Busse mit 5,5% der Gesamtsubventionen ausmachen.
***
Brasilianische Schweinefleischexporteure beklagen Schwierigkeiten bei der Einfuhr in Argentinien. Am Jahresanfang hatte es schon beträchtliche Hindernisse gegeben, die Brasilien mit einer Verhinderung argentinischer Weine, Kartoffeln und Äpfeln erwiderte. Am 7. Mai unterschrieben die privaten Sektoren beider Länder eine Vereinbarung mit monatlichen Obergrenzen, die aber nie eingehalten wurden. Brasiliens Schweinefleischusfuhren nach Argentinien gingen im Zeitraum Januar-August 2012 innerjährlich um 49,6% zurück, berichtet der brasilianische Verband Abipecs. Argentinien kaufte 2011 insgesamt 54.793 t verschiedener Schweinefleischprodukte aus diversen Herkunftsländern, darunter für u$s 130 Mio. an brasilianische Erzeuger. Argentinien ist defizitär in der Schweinefleischproduktion. Aktuell gibt es 250.000 Schweinemütter auf dem Markt; notwendig für die Selbsversorgung sind aber mindestens 300.000. Ein wesentlicher Unterschied zu Brasilien liegt im Produktionsvolumen: werden in Argentinien 3,4 Mio. Schweine im Jahr geschlachtet, so erreicht diese Zahl in Brasilien die 40 Mio. Beim Konsum liegen die Brasilianer weit vorne, mit 13 bis 15 Kg pro Kopf, während die Argentinier bei 8,6 Kg liegen.
***
Der Umsatz der Supermärkte lag im August zu konstanten Preisen (also in Mengen) um 12,7% über dem gleichen Vorjahresmonat. Gegenüber Juli nahmen die Preise durchschnittlich um 0,8% zu.Zu Marktpreisen betrug die Zunahme innerjährlich 26,3%, und erreichte einen Gesamtwert von $ 8,84 Mrd.
***
Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat beschlossen, die Verwaltung der Autobahn La Plata-Buenos Aires zu übernehmen, nachdem der Konzessionär Coviares S.A. die Instandshaltungsarbeiten vernachlässigt hat. Gouverneuer Daniel Scioli kündigte ausserdem eine neue Ausfahrt in Höhe des Hafens von La Plata an, deren Kosten Provinzverwaltung tragen wird..
***
Die Regierung der Provinz Santa Cruz hat der Firma Oil & MS, die dem Kirchner-Unternehmer und Casino-Betreiber Cristobal Lopez gehört, die Konzession für zwei Erdölgebiete entzogen. Diese Gebiete waren 2007 zugeteilt worden, mit der Auflage, Investitionen von u$s 5,5 Mio. in einem Fall und u$s 2,54 Mio. im anderen durchzuführen. 50% der Investitionen sollten vor dem 17. Februar 2012 durchgeführt werden, was jedoch nicht der Fall war. In der Tat hatte C. Lopez keine Erfahrung auf dem Gebiet der Erdölwirtschaft, und keine unternehmerische Struktur für diesen Zweck, so dass angenommen wird, dass er einen Partner suchte, der die Finanzierung und die konkrete Arbeit übernehmen sollte, so dass ihm eine Rente verblieb. Das ist ihm jedoch offensichtlich nicht gelungen. Cristóbal Lopez behält jedoch weitere fünf Gebiete, bei denen er eine Gesellschaft mit UNITEC, von Eduardo Eurnekian (Betreiber der Flughäfen), mit je 50%, eingegangen ist. Eurnekian hat jedoch auch keine Erfahrung auf diesem Gebiet. Tatsache ist, dass auch hier die versprochenen Investitionen nicht stattgefunden haben.
***
Finanzskretär Adrian Cosentino erklärte vor dem Haushaltsausschuss der Deputiertenkammer, dass die Nettoverschuldung des Nationalstaates 2013 um $ 68 Mrd. zunehmen werde, die mit Mitteln der ZB, anderer staatlicher Ämter (besonders ANSeS) und der Interamerikanischen Entwicklungsbank finanziert werde. Hinzu kommen noch die Mittel, die für die Amortisation der bestehenden Staatschuld aufgewendet werden, für die die ZB Reserven opfert und dem Schatzamt den entsprechenden Betrag in Pesos leiht.
***
Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno hat den Vertretern der Supermarktketten mitgeteilt, dass sie eine Liste von ca. 300 Produkten (Nahrungsmittel, Getränke und Reinigungsmittel) aufstellen müssen, die sie zu günstigen Preisen anbieten. Das muss in der Web-Seite der Regierung mitgeteilt werden.
***
Das Wirtschaftsforschungsinstitut FIEL hat ermittelt, dass die Industrieproduktion im August gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 1,4% gefallen ist. Für das INDEC betrug der Rückgang hingegen nur 0,8%. Laut FIEL liegen die ersten 8 Monaten 2012 um 1% unter dem Vorjahr. Dennoch liegt August um 4,1% über Juli. Das ist jedoch weniger als die Zunahme von 6,2%, die das INDEC angegeben hat.
***
Die Firma Metrovías (vom Roggio-Konzern), die die U-Bahnen von Buenos Aires betreibt, gab bekannt, dass die Betriebskosten pro Monat mindestens $ 120 Mio. ausmachen, von denen $ 50 Mio. mit dem Fahrkartenverkauf gedeckt werden, die nicht einmal die Lohnkosten von $ 85 Mio. decken. Ohne Subvention ginge die Gleichung nicht auf, besonders weil bei einer Tariferhöhung die Zahl der Passagiere abnimmt. Als der Tarif im Januar von $ 1,10 auf $ 2,50 erhöht wurde, sank die Zahl der Passaigere um 20%.
***
Der Verkauf von Immobilien in der Provinz Buenos Aires fiel im Zeitraum Januar-August dieses Jahres um 10,6% gegenüber dem gleichen Vorjahreszeitraum, berichtet der Verband der Notare in La Plata. Im Berichtzeitraum wurden 70.105 Verkäufe registriert, gegen 78.441 im Vorjahr. Nach Auskunft von Verbandspräsident Jorge Mateo gewöhnt sich der Immobilienmarkt langsam an die neuen Gegebenheiten nach Einführung der Devisenkontrollen. Neue Instrumente wie die Treuhandfonds würden verstärkt eingesetzt.
***
Von den insgesamt 39 kleinen und mittelere Unternehmen der petrochemischen Industrie, die Mitte September als Teil einer Handelsmission nach Venezuela reisten, konnten 37 Firmen Geschäfte abgeschliessen, und 2 weitere stehen kurz davor. Insgesamt konnten 24 Veträge unterschrieben werden, um das staatliche Erdölunternehmen PDVSA für ca. u$s 700 Mio. jährlich zu beliefern. 10% der KMU im petrochemischen Bereich beteiligten sich an dieser Misssion. PDVSA beabsichtigt, ihre nordamerikanische Lieferanten durch andere, in Drittländern ansässige ersetzen.
***
Die Kammer der Exporteure (CERA) hat sich über den anormalen Rückstand bei der Zahlung der Rückgabe der in vorangehenden Etappen gezahlten MwSt beklagt. Für die ersten acht Monaten des laufenden Jahres erreichten die Schulden der AFIP an Exporteure 64% über dem Betrag von $ 2 Mrd. für den gleichen Vorjahreszeitraum. Die Unsicherheit der Exporteure betrifft ebenfalls die Fristen der Rückzahlungen. Der Bericht stellt fest, dass im April, Mai und August gar keine Zahlungen geleistet worden sind, während im letzten Jahr Beträge in Höhe von $ 500 Mio., $ 250 Mio. und $ 668 Mio. für die jeweiligen Monaten ausgezahlt wurden.
***
Drei Monate nachdem die ZB verfügt hat, dass 31 grosse Banken 15% ihrer privaten Depositen an kleine und mittlere Unternehmen zu 15% auf drei Jahre (mit eventuell zwei zusätzlichen zu höherem Zissatz) leihen müssen, haben die Banken nur ca. $ 3 Mrd. vergeben, was etwa 20% der vorgeschriebenen Summe ausmacht. Bei Krediten zu so günstigen Bedigungen, hätte an erwartet, dass der Betrag sofort untergebracht wird. Die Banker weisen darauf hin, dass sie sich bemühen, die Norm zu erfüllen, dass aber die meisten Unternehmen, die diese Kredite beantragen, die normalen Bedingungen, die die Banken fordern, nicht erfüllen. Das Haupthindernis scheint darin zu bestehen, dass die Unternehmen auch schwarz tätig sind und sogar ein zum Teil nicht angegebenes Vermögen haben. Entweder müsste somit eine Weisswaschung der Bilanzen für diese Fälle gestattet werden, oder den Banken muss erlaubt werden, die Darlehen ohne die üblichen Formalitäten zu erteilen, wie es die nicht eingetragenen Finanzanstalten tun. Doch offensichtlich befasst sich niemand in der ZB und im Wirtschaftsministerium mit dieser Problematik.
***
Die Werft Rio Santiago, bei La Plata, die der Provinzverwaltung von Buenos Aires gehört, hat einen Grossauftrag von der lokalen Firma “Whitesea de Argentina” (verbunden mit der Gruppe Abbey Sea) erhalten, um zwei Frachtschiffe (“bulk carriers”) von je 17.800 BRT zu bauen. Die Schiffe sollen 144,24 Meter lang und 25 Meter breit sein, mit einem Tiefgang von 9 Metern. Sie sollen mit vier Krähnen von 25 Metern Höhe ausgestattet werden. Whitesea hat in der gleichen Werft auch die Reparatur des Hochseeschleppers “Simbad” in Auftrag gegeben, der für die Bedienung von Ölplattformen bestimmt ist. In der Werft von Rio Santiago werden ausserdem Tanker für die venezolanische PDVSA gebaut. Der erste, von 47.000 BRT, wurde schon geliefert. Die Werft ist somit voll ausgelastet. Aber ausserdem wurde dort ein Stahlring von 3.000 t und das Dach für das Stadium von La Plata gebaut. Ebenfalls arbeitet das Unternehmen mit IMPSA (Pescarmona) am Bau von Windkraftanlagen zusammen.
***
Die Firma Metrogas, die Gas in der Bundeshauptstadt und Umgebung an 2,2 Mio Kunden verteilt, hat ihren Hauptlieferanten mitgeteilt, dass sie die Zahlungspflichtungen, die im September fällig wurden, nur zur Hälfte bezahlen wird, und den Rest binnen drei Monaten. Betroffen sind an erster Stelle die Unternehmen, die das Gas liefern (vornehmlich YPF) und die Unternehmen, die die Gasfernleitungen betreiben, TGS und TGN. Die Marge, die Metrogas für ihre Tätigkeit gewährt wurde, wurde ab 2002 nur unzureichend erhöht, so dass die Firma in finanzielle Schwierigkeiten geriet, umso mehr, als sie auch keinen Zugang zum internationalen Finanzmarkt hat. Das Problem ist durch den einseitigen Bruch des Konzessionsvertrages durch die Regierung Anfang 2002 entstanden, wobei auch keine neue Regelung eingeführt wurde, so dass das Unternehmen von willkürlichen Entscheidungen der Regierung abhängt, die dabei nur auf einen möglichst niedrigen Gaspreis für die Haushalte und die Industrie achtet.
***
Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino hat sich in letzter Zeit bei der Ernennung wichtiger Beamten gegenüber Staatssekretär Axel Kiciloff durchgesetzt. Der bisherige Kabinettschef Juan Manuel Prada wurde durch Matías Isasa ersetzt, der mit Lorenzino schon in La Plata zusammen arbeitete. Vorher war schon der Unterstaatssekretär für juristische Angelegenheiten und Staatsverwaltung, Manuel Somoza (Gatte von Katya Daura, die die Münzanstalt leitet) durch Leonardo Arbía ersetzt worden, und der Unterstaatssekretär für institutionelle Beziehungen, Miguel Cuberos, durch Leonardo Facchini (auch aus La Plata). Lorenzino selber wurde seinerzeit vom kurzlebigen Wirtschaftsminister Carlos Fernandez, mit dem er in La Plata gearbeitet hatte, zum Staatssekretär für Finanzen ernannt, und dann von Wirtschaftsminister Boudou beibehalten und schliesslich zum Minister befördert.
***
Der Fussballklub Chacarita Juniors, der in der B-Abteilung der Fussballwettmeisterschaft mitspielt, wurde in Konkurs erklärt, wegen einer unbezahlten Schuld von $ 77.933. Es fällt auf, dass diese Gerichtsentscheidung bei einer so geringen Schuld getroffen wurde, wo doch die grossen Fussballklubs Schulden in mehrfacher Millionenhöhe haben und dennoch weitermachen.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Zwischen Brasilien und den USA besteht ein Handelskonflikt. Brasilien hatte im bilateralen Handel mit USA 2011 ein Defizit von u$s 8 Mrd., und in 8 Monaten 2012 eines von u$s 2,5 Mrd. Brasilien hat unlängst im Rahmen eines Mercosur-Beschlusses die Erhöhung der Importzölle von 100 Warengattungen auf 25% verfügt, etwa 13 Prozentpunkte mehr als bisher. Das betrifft besonders Importe aus den USA. Der für den US-Aussenhandel verantwortliche Ron Kirk bezeichnete dies als Protektionismus, mit der Andeutung, dass es illegal sei, was die brasilianische Regierung bestreitet. Abgesehen davon hat Brasilien vor drei Jahren bei einer Klage vor der Welthandelsorganisation gegen die Baumwollsubventionen der USA Recht erhalten, mit der Erlaubnis, Handelsmassnahmen zu verfügen, die für die USA einen Schaden von u$s 829 Mio. darstellen. Das wurde bisher nicht in die Praxis umgesetzt, soll jedoch jetzt geschehen, und zwar indem Gebühren für intelektuelle Rechte auf Pharmaprodukte, Filme und Bücher nicht bezahlt werden.
***
Dank seiner großen neuen Offshore-Quellen entwickelt sich Brasilien immer mehr zu einem der dynamischsten Wachstumsmärkte der Öl- und Gaswirtschaft. Experten rechnen mit zusätzlichen Reserven von 55 Mrd. Barrel. Brasilien zieht weiterhin das Interesse der globalen Öl- und Gasindustrie auf sich. Die Messe Rio Oil & Gas, die vom 17.-20.9.2012 in Barra da Tijuca stattfand, platzte aus allen Nähten und ist weltweit bereits die Nummer drei. Experten erwarten für Brasilien das stärkste Erdölförderwachstum außerhalb der OPEC und der USA. Von den seit 2005 weltweit neu entdeckten Quellen liegen rund 51% in der Tiefsee und davon wiederum 62% in Brasilien. Die Erdölproduktion lag 2011 in Brasilien bei rund 2 Mio. Barrel pro Tag und wird nach neuerdings wieder etwas vorsichtigeren Prognosen bis 2016 auf 2,5 Mio. und bis 2020 auf 4,2 Mio. Barrel steigen. Bis 2016 werden 19 Plattformen im Einsatz sein, und weitere 38 bis 2020. Für Mai und November 2013 kündigte die brasilianische Regierung nach vier Jahren ohne Vergaben die mittlerweile elfte Runde neue Förderlizenzen an, darunter die ersten für die Pré-Sal-Quellen. (Germany Trade & Invest)
***
Argentinische Touristen, die zwischen dem 15. November und dem 30. März 2013 nach Uruguay reisen und dort ihre Einkäufe per Kredit- oder Scheckkarte bezahlen, werden bei Hotelunterkünften, Restaurants, Mietautos, Lebensmitteln und Bekleidung von der Mehrwertsteuer befreit. Bei einer Ferienwohnung wird ihnen 10,5% der Gesamtmiete rückerstattet, sofern die Zahlung der Miete ebenfalls per Karte erfolgte. Touristen, die mit dem eigenen Auto ins Nachbarland einreisen, erhalten eine Subvention für die erste Tankfüllung. Die Mehrwertsteuer liegt in Uruguay bei 22%.
***
Dem Schweizer Tiefbohrkonzern Transocean droht das Aus in Brasilien. Ein Gericht in Rio de Janeiro teilte der Firma am Donnerstag mit, dass sie ihre Operationen innerhalb von 30 Tagen einzustellen haben. Die Entscheidung steht im Zusammenhang mit einem Prozess wegen eines Öl-Unfalls im Jahr 2011 rund 130 km vor der Küste vor Rio de Janeiro in einem von US-Ölkonzern Chevron betriebenen Ölfeld. Transocean wird Berufung einlegen. Derzeit betreibt Transocean neun Bohranlagen in Brasilien. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Bridas-Esso
Am 27. September hat das lokale Erdölunternehmen Bridas, kontrolliert von den Brüdern Carlos und Alejandro Bulgheroni, und mit einer Beteiligung der chinesischen CNOOC, die Anlagen der Firma Esso effektiv übernommen, die sie vor über anderthalb Jahren gekauft hatte, wobei das Geschäft jedoch erst am 31. August 2012 von der Regierung genehmigt wurde, weil es Binnenhandelssekretär Moreno behindert hat. Esso gehört der US-Firma Exxon-Mobil International Holding Inc. Bridas übernimmt das sogenannten “Downstreamgeschäft” von Esso in Argentinien, Paraguay und Uruguay. Das bezieht sich an erster Stelle auf die Raffinerie in Campana, Provinz Buenos Aires, und dann auf 720 Tankstellen, davon 140 eigene und 580 von unabhängigen Lizenznehmern. Die Raffinerie schliesst auch die chemische Abteilung ein, sowie die Herstellung von industriellen Brenn- und Schmierstoffen, und auch Verteilungszentren in Campana, San Lorenzo und Galván. Die Marke Esso wird bis mindestens 2017 beibehalten. Doch die Raffinerie geht auf Axion Energy über. Bridas verbleibt auch als exklusiver Verteiler der Schmierstoffe Mobil, aber nur in Argentinien. Bridas ist jetzt ein vertikal integriertes Erdölunternehmen, das die Erdölförderung über Pan American Energy betreibt, an der sie mit 40% beteiligt ist, während 60% auf British Petroleum entfällt. Diese Unternehmen kontrollieren jetzt 17% der Erdölproduktion Argentiniens und 13,7% des internen Vertriebes von Benzin, Dieselöl u.a. Erdölprodukten. Bridas beabsichtigt, die Kapazität der Raffinerie für die Benzinerzeugung um 50% und für Dieselöl um 60% zu erhöhen.
German Rail Pass
Bis zum 30. November können die Pässe der Deutschen Bahn mit einer Geltungsdauer von 5 Tagen innerhalb eines Monats für beliebig viele deutschlandweite Fahrten mit einer Ermässigung von 20% gekauft werden. Diese Pässe können für Bahnfahrten zwischen dem 15. November und dem 31. Dezember verwendet werden, und kosten E 169 statt E 211 in der zweiten, oder E 224 statt E 280 in der ersten Klasse. Das Angebot kann über Secontur SRL, Suipacha 207, 3. Stock, Büro 302 gekauft werden. Weitere Auskünfte über www.deutsche-bahn.com.ar.
Knauf
Zum neunten Jahr in Folge präsentiert sich die Firma Knauf, spezialisiert auf Baustoffe für den Trockenbau (Knauf Platten, Mineralfaser-Akustikplatten, Gipsfaserplatten, Trockenmörtel mit Gips für Innenputz und Außenputz auf Zementbasis sowie Dämmstoffe auf der Basis von Glas- und Steinwolle) auch auf der diesjährigen Casa Foa, der wichtigsten Design Messe Argentiniens. Bis 14. Oktober kann man Casa Foa täglich zwischen 12:00 und 20:00 auf Av. Regimiento de Patricios 102 besuchen.
Dow Agrosciences
Dieses US-Unternehmen gab ein Investitionsprojekt von u$s 5 Mio bekannt, um ein Forschungszentrum für Biotechnologie in Tucumán zu errichten. Ausserdem wird die Möglichkeit studiert, eine Anlage für die Erzeugung von Maissamen in Córdoba zu errichten, um mit Monsanto und Syngenta zu konkurrieren. Rolando Meninato, CEO für diesen Bereich des Unternehmens, erklärte, die Forschungsanlage in Tucumán werde wie die von Indianápolis sein, und sich besonders dem Studium von subtropischen Maisarten widmen. Der Kauf eines Geländes von 50 ha befindet sich in Gang, wurde jedoch durch das neue Gesetz über Auslandsbesitz von landwirtschaftlichen Boden verzögert.
Standard Bank
Diese lokale Bank soll bis Jahresende auf dem Namen ihrer jetzigen Besitzer, der chinesischen Industrial and Comercial Bank of China umbenannt werden. Das neue Kürzel soll ICBC sein, was jedoch noch überlegt wird, da sich dabei eine Verwechslung mit der Bank HSBC ergeben könnte. Die Bank, die ursprünglich Banco de Boston hiess (und vor einigen Jahren auch die Agenturen der Deutschen Bank in Argentinien übernommen hatte), war vor einigen Jahren an die südafrikanische Standard Bank verkauft worden, die sie im Vorjahr an die genannte chinesische Bank verkaufte.
Toyota
Die japanische Automobilfirma Toyota, hat 25% des australischen Bergbauunternehmens Orocobre übernommen, das ein Bergbauprojekt für Lithium und Kali in Jujuy betreibt. 66,5% des Unternehmens gehört jetzt der australischen Firma, 8,5% der provinziellen “Energía y Minería, Sociedad del Estado” und der Rest dem japanischen Unternehmen. Toyota hat besonderes Interesse am Lithium, das für Batterien von elektrisch angetriebenen Automobilen verwendet wird. Das Bergbauprojekt in Jujuy soll noch dieses Jahr eingeleitet werden und 2014 in Betrieb sein, mit 17.500 Jato.
3M
Dieses US-Unternehmen weihte ein digitales Druckwerk für die Automobilindustrie, sowie eine neue Produktionslinie für Reinigungsmittel ein. Die Gesamtinvestitionen für beide Projekte lagen bei $ 55 Mio. Ausserdem wurden 40 Mitarbeiter im Werk von Hurlingham eingestellt.
Automechanika
Diese Fachmesse für den Ersatzteilmarkt der Automobilindustrie präsentiert vom 14-17 November 2012 im Messegelände La Rural Innovationen und Lösungen in den Bereichen Teile, Systeme, Tuning, Werkstattausrüstung, Karosserie und Lack, Fahrzeugwäsche, IT und Management sowie neueste Services rund ums Auto. In diesem Zusammenhang wird auch das sogenannte “Auto Popular Argentino” vorgestellt. Das Hauptmerkmal dieses Fahrzeugs, das als Taxi oder Kleinlaster verwendet werden kann, liegt darin, dass es mit Flüssiggas, Strom oder Ethanol fahren kann.
Sociedad Comercial del Plata
Nach einem 12 Jahre dauernden Konkurs wurde zwischen Sociedad Comercial del Plata und ihren Gläubigern eine Einigung getroffen. Demnach werden die Forderungen in Aktien des Unternehmens umgewandelt. Santiago Soldati, der Kontrollaktionär mit ca. 20% des Aktienpakets, behält in Zukunft etwas mehr als 4% des Kapitals. Die Gläubiger übernehmen die Kontrolle über 80% der Gesellschaft.
Wirtschaftsübersicht
Korruption, Vergeudung und Ineffizienz
Die Korruption ist unter den Kirchners so gross und unverschämt geworden, dass dies selbst in einem korrupten Land wie Argentinien auffällt. Das Argument, “dass schliesslich alle Regierungen korrupt waren”, hat keine Geltung mehr. Es gab einen quantitativen und qualitativen Sprung, der alles Vergangene in den Schatten stellt. Der grosse Volksaufmarsch vom 13. September ist auch eine Reaktion auf diesen Zustand. Irgenwie duldet die Gesellschaft, und besonders der Mittelstand, der politisch meinungsbildend ist, diese Megakorruption nicht mehr. Es ist kein Schnupfen, sondern Krebs.
Die Kirchner-Korruption fängt schon mit der Zahlung der geschuldeten Erdölgebühren an die Provinz Santa Cruz im Jahr 1993 an, die Néstor Kirchner, damals Gouverneur, als Bedingung erpresste, um der YPF-Privatisierung zuzustimmen. Es waren u$s 654 Mio., von denen ca. u$s 200 Mio. auf Empfehlung von Wirtschaftsminister Domingo Cavallo in YPF-Aktien investiert wurden, die damals bei der Erstausgabe anlässlich der Privatisierung u$s 19 pro Aktie kosteten. Bei der Übernahme von YPF durch Repsol hat die Provinzverwaltung diese Aktien zu u$s 44 pro Aktie abgestossen. Somit stieg der Gesatmbetrag der Erdölgebühren auf über eine Milliarde Dollar, womöglich sogar über u$s 1,2 Mrd., wenn man Zinsen hinzuzählt. Es wurde nie erklärt, was mit diesem Geld geschehen ist. Néstor Kirchner sagte seinerzeit, dass er es im Ausland deponiert habe, um sich vor der Pesoabwertung zu schützen, die er vorausgesehen habe. Beiläufig erwähnte er, dass das Geld zeitweilig bei der “Federal Reserve” der USA deponiert gewesen war, was notorisch falsch war, da diese Zentralbank keine Depositen dieser Art aufnimmt. Mit einem Teil dieses Geldes hat Néstor Kirchner seine Wahlkampagne von 2003 finanziert, was auch direkte Zahlungen an Politiker betrifft, die bisher Menem unterstützt hatten. Dadurch wurde die Demokratie als solche korrumpiert und in ihrem Wesen verfälscht. Ein schlechter Anfang für die Regierung von Néstor Kirchner.
Ab Regierungsübernahme im Mai 2003 sind zahlreiche grosse Korruptionsfälle aufgekommen, die fast alle versandeten, d.h. vom regierungshörigen Bundesrichter Oyarbide (der “zufällig” für die meisten zuständig war, obwohl dies bei der vorgesehenen Verlosung nicht möglich gewesen wäre), auf die lange Bank geschoben oder mit fadenscheinigen Begründungen abgewiesen wurden. So wurde über den ehemaligen Transportsekretär Ricardo Jaime viel gesagt, mit konkreten Angaben über Unregelmässigkeiten und persönliche Bereicherung, aber konkret geschah bisher nichts. Ebenfalls liegt jetzt der Fall des Vizepräsidenten Amado Boudou in der Schwebe, der wegen der Ciccone-Affaire und jetzt der viel schlimmeren der Vergütung von $ 7,6 Mio. angeklagt wird, die die Provinzregierung von Formosa dem Fonds “The Old Fund” (der vom Boudou-Freund Alejandro Vandenbroele geleitet wird) gezahlt hat, damit er eine Umschuldung gegenüber dem Nationalstaat (als Boudou Wirtschaftsminister war) zustande bringt, bei der es jedoch keine Vermittler und /oder Berater geben darf.
Die Korruption ist einmal auf die Macht der Regierenden zurückzuführen, die sich schamlos bereichern und dabei überall Fingerabdrücke hinterlassen. Man hat den Eindruck, dass sie sich vorstellen, ewig an der Macht zu bleiben, und dass ihr Druck auf die Richter ausreicht, um ihnen Schutz zu garantieren. Wenn das Beispiel von oben kommt, hat dies eine Signalwirkung für alle Beamten mit Entscheidungsgewalt.
Aber auf der anderen Seite hängt die “kleine Korruption” in den unteren Stufen der Staatsverwaltung, auch mit dem Interventionsmus zusammen, der sehr in Einzelheiten geht, so dass bestimmte Beamte dann Schmiergelder für ihre Entscheidungen fordern, auch wenn diese korrekt sind. Bei den Importgenehmigungen, die viele tausend Einzelfälle umfassen, wird allgemein Geld gefordert, und bei den Subventionen bleibt auch etwas für korrupte Beamte übrig. Ricardo Echegaray, Direktor der AFIP, war vorher Vorstehender eines Amtes, das ONCCA hiess (das inzwischen aufgelöst wurde, um die Korruptionsspuren zu verwischen) und u.a. Subventionen an “feed-lots” verteilte. Dabei wurden Subventionen an nicht existierende “feed-lots” vergeben, deren legaler Wohnsitz sich in einer Wohnung von Echegarays Gattin befand. Das wurde öffentlich angezeigt und nicht dementiert. Aber es gab bisher auch keine Reaktion in der Regierung. Oder doch?
Das Vermögen der Kirchners, und auch vieler anderer hoher Beamter, ganz besonders Echegaray, hat während ihrer Amtszeit exponentiell zugenommen, mit unglaubhaften Begründungen. Hinzu kommt dann noch das schwarze Vermögen im Ausland, das nicht angegeben wird. Früher haben korrupte Beamte ihr gestohlenes Vermögen versteckt; aber jetzt zeigen sie es in Form von Luxuswohnungen, kostspieligen Automobilen u.a. Dingen. Der Diebstahl wird sogar notariell beglaubigt. Der Journalist Jorge Lanata zeigt all dies im Fernsehen (am Sonntagabend in dem meistgesehenen Programm) sehr ausführlich, und auch andere bekannte Journalisten (Roberto García, Marcelo Longobardi, Jorge Asis, Edgar Meinhard u.a.) hauen in die gleiche Kerbe. Keiner wird dementiert noch wegen Verleumdung angeklagt. Wer schweigt, gibt zu. Einige wurden jetzt von der Regierung angeklagt, Daten zu verwenden, die sie illegal durch Aufdeckung von Internetverbindungen erhalten haben, wie es die “Hackers” tun. Wie weit dies stimmt und überhaupt nachgewiesen werden kann, sei dahingestellt. Aber die Tatbestände, die die Journalisten anzeigen, werden dadurch gewiss nicht ausradiert.
Dennoch ist der Betrag der Korruptionsgelder gesamthaft, bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt, mässig. Dies soll keine Rechtfertigung der Korruption sein, sondern nur heissen, dass man Ethik und Wirtschaft nicht verwechseln soll. Doch allgemein wird beides in eine Topf geworfen, und die Gesellschaft führt ihre Miseren auf den Diebstahl der Regierenden zurück. Die Korruption ist deshalb zu einem Politikum erster Ordnung geworden.
Viel wichtiger für die Wirtschaft sind die internationalen Preise der Exportcommodities, der Regen und die Ernten, die Entwicklung der Erdöl- und Gasförderung, die Investitionen, die Aufnahme neuer Technologie, die Ausbildung der Bevölkerung u.a. Dinge. Die hohen Preise der argentinischen Exportcommodities und der enorme Fortschritt der Landwirtschaft, der ohne Mitwirkung der Regierung entstanden ist, sondern eher mit störenden Massnahmen, gleichen die Korruption aus und ergeben noch einen hohen Überschuss.
Ebenfalls macht die Vergeudung öffentlicher Gelder mehr aus, als die Korruption. Dass z.B Aerolineas Argentinas um die u$s 2 Mio. pro Tag als Verlust ausweist, hat eine direkte Wirkung auf die Staatsfinanzen und ist bestimmt mehr als der öffentliche Diebstahl. Dass jetzt die Flüge nach Miami verdoppelt wurden, die auch subventioniert werden (für viele Personen, die dabei eine Einkaufstour machen), ist heller Wahnsinn. Das Schlimme dabei ist, dass die Regierung diese Vergeudungspolitik konsequent fortsetzt; jetzt will der Staat auch ein Mobiltelefonunternehmen schaffen, das überhaupt keinen vernünftigen Sinn hat und viel Geld kosten wird.
Allein der Umstand, dass staatliche Infrastrukturprojekte ungenügend studiert und schleppend durchgeführt werden, ist auch für die Staatsfinanzen und die Wirtschaft von grosser Bedeutung. Die Tatsache, dass z.B. die Autobahn Rosario-Córdoba mit etwa fünf Jahren Verspätung fertiggestellt wurde, bedeutet einen grossen Schaden, zumal die Omnibusse jetzt die Reise Buenos Aires-Córdoba um bis zu zwei Stunden verkürzen, was die Kosten stark senkt. In fünf Jahren kommt ein grosser Betrag zustande. Beispiele dieser Art gibt es zu Dutzenden. Die Kirchner-Regierungen kennzeichnen sich allgemein durch hohe Ineffizienz, Priorität rein politischer Kriterien (wie bei der Wahl der Wasserkraftwerke in Santa Cruz, die jetzt gebaut werden sollen, obwohl es sich bei weitem und die schlechtesten unter etwa 20 möglichen Wasserkraftwerken handelt), fehlende Planung (vor allem Finanzplanung) und mangelhafte Verwaltung aus. All das belastet die Staatskasse und kostet schliesslich Wachstum und Wohlstand.
Ebenfalls sind die internationalen Konflikte für die Wirtschaft sehr kostspielig. Dass der Konflikt mit dem Pariser Klub nicht geregelt wird, versperrt den Zugang zu weichen Krediten für Kapitalgüterlieferungen, die Argentinien dringend benötigt. Dass die Beträge nicht gezahtl werden, zu denen Argentinien vom Weltbankschiedsgericht ICSID verurteilt worden ist, und kein Wille zu Kompromisslösungen bei den vielen Konfliktfällen besteht, die dieser Stelle vorliegen, hat zu einer Sperre neuer Weltbankkredite geführt, die Argentinien auch dringend benötigt. Die willkürliche und widerrechtliche Importsperre hat zu Vergeltungsmassnahmen geführt und stört Bemühungen, um die Abschaffung von Importhemmungen in anderen Ländern zu beseitigen, wie das Importverbot von gekühltem Rindfleisch und Zitronen in den USA, auf das CK hingewiesen hat. Der gesperrte Zugang zum internationalen Kredit- und Kapitalmarkt, ausgerechnet zu einer Zeit niedriger Zinsen, wirkt störend für Privatunternehmen und hemmt besonders grössere Investitionsobjekte. Argentinien liegt bei direkten Auslandsinvestitionen in der Rangliste weit unten, auch unter vielen viel kleineren Wirtschaften, wie Z.B. Peru. Die Regierung scheint sich jedoch keine Gedanken über den Schaden zu machen, den all dies für Argentinien bedeutet.
Zurück zur Ethik: auch wenn die Korruption zu verkraften ist, wirkt sie störend auf die Wirtschaft, ganz besonders wenn höhere Wohlstandsstufen angestrebt werden. Eine moderne Wirtschaft fusst auf gutem Glauben, Einhaltung der Gesetze, der internationalen Abmachungen und der Verträge, einer unabhängigen Justiz (ohne politischen Einfluss), korrektes und rationelles Verhalten der hohen Beamten, und auch auf dem Prinzip, dass Leistung und unternehmerischer Erfolg zu persönlichem Reichtum führen, und nicht krumme Geschäfte, die von hohen Beamten abhängen. Das ethische Verhalten ist ausserdem ein nicht zu unterschätzender qualitativer Aspekt des Wohlstandes.
Wirtschaftsübersicht
Die Bedeutung des
BIP-Wachstums von 2012
Das Bruttoinlandsprodukt ist im 1. Halbjahr 2012 um 2,4% gegenüber dem Vorjahr gestiegen, blieb jedoch im 2. Quartal unverändert gegenüber der gleichen Vorjahresperiode und lag 0,8% unter dem 1. Quartal. Das hat das Statistische Amt (INDEC) Ende der Vorwoche bekanntgegeben. Doch gleichzeitig wurde bekannt, dass der Staatshaushalt 2013 u.a. auf der Hypothese aufgebaut wurde, dass das BIP 2012 um 3,4% steigt. Das bedeutet, dass das BIP im 2. Halbjahr 2012 gegenüber dem Vorjahr um 4,4% steigen müsste. Das wäre ein Sprung, für den es keinen Grund gibt. Die Zahlen über die Entwicklung der Wirtschaft im 2. Halbjahr, die nach und nach bekannt werden, weisen auf ein BIP-Wachstum für ganz 2012 von bestenfalls 2% hin. Das bedeutet, dass für 2013 von einem zu hohen BIP ausgegangen wird, das dann in jenem Jahr um 4,4% über 2012 liegen und $ 2,55 Bio erreichen soll, was umgerechnet zum durchschnittlichen Wechselkurs von $ 5,10 je Dollar, der für 2013 vorgesehen ist, u$s 500 Mrd. ergibt, also bei einer Bevölkerung von 41 Mio. Menschen, u$s 12.195 pro Kopf. Würde stärker abgewertet werden, wie es voraussichtlich der Fall sein wird, dann liegt das BIP in Dollar entsprechend niedriger. Aber die ganze Rechnung geht von einer falschen Voraussetzung aus, nämlich ein zu hohes BIP für 2012.
Ein grosser Teil der Staatsbonds enthält eine Klausel, gemäss der bei einer BIP-Zunahme von über 3,26% eine zusätzliche Verzinsung stattfindet. Bei plus 3,4% für 2012 müsste der Staat somit um die u$s 3,5 Mrd. für diesen Coupon aufwenden, wie es auch im Haushaltsvoranschlag enthalten ist. Bei 2% und auch bei 3%, spart hingegen der Staat diesen Betrag. Es ist somit unverständlich, dass die Regierung die BIP-Zunahme für 2012 unnötigerweise und ohne Fundament viel zu hoch ansetzt. Böse Zungen behaupten, hohe Beamten haben diese “Wachstumscoupons” gekauft und wollen dabei nicht auf den Gewinn verzichten, wobei ohne dies auch die Notierung der Coupons zurückgehen dürfte. Zu diesem Zweck setzen sie sich somit angeblich für eine Fälschung der BIP-Berechnung ein. Eine vernünftige Erklärung für diesen Unfug wurde auf alle Fälle nicht gegeben. Diese Regierung ist wirklich surrealistisch.
Die ganze Berechnung des Bruttoinlandsproduktes ist fragwürdig geworden. Auch in Argentinien machen die Dienstleistungen weit über die Hälfte des BIP aus, wobei diese schwer zu messen sind. Ebenfalls bereitet die weit verbreitete Schwarzwirtschaft Schwierigkeiten für die Statistiker, ebenso wie die Eigenproduktion vieler Landwirte und anderer. Die verschiedenen Wohlstandsindikatoren, in denen das BIP zum Ausdruck kommt, weisen für Argentinien auf ein höheres BIP hin, als es das INDEC ausgibt. Das bezieht sich auf Lebensmittelkonsum, Bekleidung, Automobilbestand, Verbrauch von Stahl, Zement, Kunststoffen u.s.w., Besuch von Erziehungsanstalten in den drei Stufen, Kindersterblichkeit und Lebenserwartung, verfügbare Hospitalbetten u.s.w. Wenn man bei diesen Zahlen eine internationale Korrelation zum BIP aufstellt, dann tanzt das argentinische BIP als viel zu niedrig aus der Reihe. Es ist jedoch schwierig, dieses höhere BIP auf die einzelnen vergangenen Jahre zu buchen. Auf alle Fälle liegt Argentinien beim BIP-pro Kopf bestimmt über u$s 15.000.
Indessen sind Veränderungen des BIP leichter zu messen als die absolute Grösse, da dann jeweils die gleiche Methodologie angewendet wird, so dass die absolute Unterbewertung verbleibt. Was Argentinien jedoch kennzeichnet, sind grosse regionale Unterschiede. Während die Bundeshaupstadt bei u$s 30.000 pro Kopf liegt, beträgt das BIP in armen Provinzen durchschnittlich keine u$s 5.000. Ebenfalls besteht eine stark unterschiedliche Einkommensverteilung bei der Bevölkerung. Die Kirchner-Regierungen haben angegeben, dies zum Teil korrigiert zu haben. Wie weit sie dies erreicht haben, sei jedoch dahingestellt, da das hohe Wachstum unvermeidlich auch bessergestellte Gruppen begünstigt. Das kommt auch im Aufschwung des Baus von Luxuswohnungen (besonders in Puerto Madero), des Wachstums der Country Clubs und dem gestiegenen Verkauf von Luxusautomobilen zum Ausdruck. Es kamen jetzt viele Neureiche hinzu, die ihren persönlichen Fortschritt oft direkt den Kirchners zu verdanken haben. Den Kirchner-Unternehmern ist es bestimmt nicht schlecht gegangen. Und hohen Beamten, die ihr (angegebenes) Vermögen während ihrer Amtszeit vervielfacht haben (wie ausgerechnet AFIP-Direktor Ricardo Echegaray) auch nicht.
Wirtschaftsübersicht
Weniger Arbeitsplätze
als ein Jahr zuvor
Die Zahl der Arbeitsplätze lag laut INDEC zum 30. Juni 2012 mit 14,35 Mio. um 16.000 unter Ende Juni 2011. Wenn man diejenigen abzieht, die vom Staat (in seinen drei Stufen, nämlich Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) eingestellt wurden, meistens ohne dass ein echter Bedarf an Arbeitskräften besteht, wäre der Rückgang der Arbeitsplätze noch grösser gewesen. Gleichzeitig nahm die Zahl der Unterbeschäftigten von 1,38 auf 1,48 um 105.000 Menschen zu. Das war eine Folge der Tatsache, dass Vollbeschäftigte auf Halbzeitarbeit übergingen, sei es, weil sie ihre Stelle verloren haben und nur eine neu fanden, in der sie für weniger Zeit beansprucht wurden, oder weil ihre Arbeitszeit direkt gekürzt wurde. Da das BIP im 2. Quartal 2012 gleich hoch wie im Vorjahr war, hätte die Zahl der Arbeitsplätze zumindest unverändert bleiben sollen.
Obwohl die Zahl derjenigen, die effektiv arbeiten, in einem Jahr zum 30. Juni 2012 gesunken ist, weist das INDEC die Arbeitslosigkeit zum Ende des 2. Quartals mit 7,2% der aktiven Bevölkerung aus, paradoxerweise leicht unter den 7,3% ein Jahr zuvor. Das ist darauf zurückzuführen, dass die aktive Bevölkerung, also diejenigen, die eine Beschäftigung haben, plus diejenigen, die eine suchen, in 12 Monaten zum 30.12.12 nur um 88.000 zugenommen hat, gegen über 400.000 in der vorangehenden Zwölfmonatsperiode. Das bedeutet, dass viele Menschen die Bemühungen, um eine Arbeit zu suchen, aufgegeben haben. Meistens tun sie das, weil sie es für sinnlos halten. Das sind jedoch verkappte Arbeitslose, wobei viele auch schwarz arbeiten und in diesem Fall statistisch nicht erfasst werden, besonders bei unregelmässigen Gelegenheitsarbeiten nicht. Die echte Arbeitslosigkeit ist somit höher als sie vom INDEC angegeben wird.
Die rein friktionelle Arbeitslosigkeit (diejenigen, die eine erste Arbeit suchen plus die, die ihren Arbeitsplatz wechseln) wird in Argentnien auf höchstens 4% geschätzt. Nachdem die Arbeitslosgkeit schon lange weit darüber liegt, kann angenommen werden, dass der Prozensatz der Langarbeitslosen (über ein Jahr), die das eche soziale Problem darstellen, zunimmt. Das wird jedoch nicht gemessen. Ebenso liegt die jugendliche Arbeitslosigkeit viel höher, die ein Problem für sich darstellt. Unlängst bezifferte ein hoher Beamter des Arbeitsministeriums sie auf 16%, also mehr als doppelt so viel wie der allgemeine Koeffizient.
Von den Vollbeschäftigen und den Unterbeschäftigten arbeiten 76,3% im Abhängigkeitsverhältnis, von denen 4,16 Mio. schwarz beschäftigt sind, also keine Soziallasten zahlen. Weitere 3,7 Mio. arbeiten als Selbstständige, von denen nur 1,6 Mio. eingetragen sind, der grösste Teil davon als Einheitssteuerzahler, was bedeutet, dass sie auch nicht die volle Last der Steuern und Soziallasten tragen. Somit ist insgesamt 34,68% der arbeitenden Bevölkerung (6,18 Mio. von 18,05 Mio.) schwarz tätig, zu denen noch diejenigen hinzukommen, die einen Teil ihres Lohnes schwarz beziehen.
Es ist schwer zu erklären, wie so etwas möglich ist. Denn bei einem so hohen Verhältnis müsste die Schwarzarbeit überall sichtbar sein, und von Arbeitsamt hart bestraft werden. Aber das Ministerium hat nur wenige Inspektoren, und diese scheuen sich offensichtlich, energisch vorzugehen, wenn dies mit der Schliessung eines Unternehmens um dem Verlust der Arbeitsplätze einher geht. In der Tat würde die Arbeitslosigkeit bei effektiver Verhinderung der Schwarzarbeit sprunghaft in die Höhe gehen. Offensichlich geht die Regierung nach dem Motto vor, “lieber Schwarzarbeiter als Arbeitsloser”.
Ausserdem laufen die Unternehmen, die Schwarzarbeiter beschäftigen, ein hohes Risiko, sowohl bei Entlassungen wie bei Arbeitsunfällen- und Krankheiten, die sie nicht versichern können. Die Richter pflegen bei einer Klage eines Schwarzarbeiters hohe Entschädigungen festzusetzen. Das Risiko für die Unternehmer ist somit sehr gross. Dennoch gehen es viele Kleinunternehmer ein, oft wohl einfach deshalb, weil sie sonst überhaupt keine Unternehmer wären.
Die Regierung kümmert sich kaum um dieses Problem. Der Übergang von schwarz auf weiss müsste zunächst erleichtert werden, indem keine rückwirkenden Zahlungen gefordert werden. Und dann müssten die normalen Soziallasten für eine bestimmte Zeit stark verringert werden. Gegenwärtig ist dieser Übergang so kostspielig, dass er für die meisten Kleinunternehmer nicht in Frage kommt.
Die Regierung scheint davon auszugehen, dass es genügt, wenn die Wirtschaft stark wächst, damit die Beschäftigung entsprechend zunimmt und die Schwarzarbeit nach und nach verschwindet. Das ist eigentlich ein liberales Konzept, das nicht zur Aufassung der Kirchner-Regierungen über die Wirtschaft passt. Würde es stimmen, dann müsste die Arbeitslosigkeit nach so vielen Jahren mit hohem Wachstum weit unter den 7,2% der aktiven Bevölkerung liegen, die effektiv keine Beschäftigung haben, und die Schwarzarbeit müsste viel niedriger sein.
Man muss sich indessen die Beschäftigungsproblematik gründlich überlegen. Die moderne Computertechnologie ist ohnehin stark arbeitssparend, so dass man sich besonders bemühen muss, damit die Wirtschaft genügend legale Arbeitsplätze schafft. Und das erfordert an erster Stelle eine Änderung der Arbeitsgesetzgebung, mit mehr Flexibilität und grösseren Differenzerungsmöglichkeiten bei den Arbeitsbedingungen. Das ist jedoch genau das Gegenteil der gewerkschaftlichen Auffassung, die diese Regierung prinzipiell teilt.